
Die Ausbreitung des Coronavirus ist 
gefährlich und bedroht weltweit das 
Leben von Hunderttausenden. Ein 
Blick nach Italien oder in die USA 
reicht, um eine Vorstellung davon 
zu bekommen, wie sehr die Situa-
tion angesichts eines überlasteten 
Gesundheitswesens außer Kontrolle 
geraten kann. In Deutschland wurde, 
wie in vielen westlichen Ländern, 
versäumt frühzeitige und entschlos-
sene Maßnahmen zum Schutz der 
Bevölkerung zu ergreifen, um ein 
exponentielles Wachstum der Infi-
zierungen zu verhindern. Dass dies 
möglich war, scheinen Länder zu 
zeigen, die die Verbreitung des Vi-
rus eindämmen konnten, obwohl 
sie deutlich mehr Austausch mit 
China haben. Dann wurde auch in 
Deutschland das gesellschaftliche 
Leben runter gefahren, aber die Pro-
fitinteressen von Unternehmen und 
Banken stehen dem im Weg. Millio-
nen müssen weiter in Fabriken, auf 
Baustellen und im Dienstleistungs-
bereich arbeiten und im öffentlichen 
Nahverkehr zur Arbeit fahren, ob-
wohl ihre Tätigkeit nicht zur Versor-
gung während der Krise notwendig 
ist. Das ist absurd und dient nur den 

privaten Profiteuren. Diese Arbeits-
stellen gehören geschlossen, solan-
ge Schulen geschlossen sind und die 
Einschränkungen der Bewegungs-
freiheit gelten! 

Tests ausweiten, Schutzkleidung 
herstellen
Jetzt zeigt sich: Der Markt ist nicht 
in der Lage, Wirtschaft und Gesell-
schaft im Interesse der Bevölkerung 
zu organisieren. Es ist ein Skandal, 
dass Wochen nach Ausbruch der 
Pandemie immer noch ein Man-
gel an Tests, Gesichtsmasken und 
Schutzkleidung besteht und dass 
immer noch nicht sicher ist, ob die 
Krankenhauskapazitäten – das 
heißt die Zahl der Intensivbetten, 
Beatmungsgeräte und Pfleger*in-
nen – ausreicht, um in Zukunft alle 
Erkrankten zu versorgen. Offenbar 
ist davon nicht auszugehen, denn 
die Quarantäne-Regeln für medizi-
nisches Personal wurden vom Ro-
bert-Koch-Institut gelockert, weil 
offenbar die Sorge besteht, dass die 
Pandemie aufgrund des Personal-
mangels in den Krankenhäusern 
außer Kontrolle gerät. 
In Deutschland ist es vielerorts un-
möglich, überhaupt einen Test zu 

machen, selbst wenn man über ent-
sprechende Symptome klagt. Wenn 
man nicht in einem Risikogebiet war 
oder direkten Kontakt zu einem oder 
einer Infizierten hatte, werden einem 
Tests vielfach verweigert. Auf Test-
ergebnisse wartet man tage- oder 
gar wochenlang. Dringend muss die 
Zahl der Corona-Tests massiv erhöht 
werden, damit Menschen nicht un-
wissentlich das Virus weitertragen. 
Dazu müssen alle notwendigen In-
vestitionen in einen Ausbau von 
Testgeräten und Laborkapazitäten 
getätigt werden. 

Die Reichen sollen zahlen!
Alle nötigen Maßnahmen müssen 
durch diejenigen finanziert werden, 
die seit Jahren privaten Reichtum 
in ihren Händen konzentrieren und 
nicht im Interesse der Gesellschaft 
einsetzen. Wir fordern deshalb eine 
einmalige Corona-Abgabe von drei-
ßig Prozent auf Vermögen ab einer 
Million Euro zur Finanzierung der 
nötigen Maßnahmen. Das würde 480 
Milliarden Euro einbringen. Ebenso 
fordern wir die Beschlagnahmung 
der geplanten Ausschüttung von 44 
Milliarden Dividenden der Aktien-
gesellschaften (mit Ausnahme von 
Kleinaktionär*innen). 
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nicht die Kapitalisten und deren 
willfährige Regierungen sein, die 
entscheiden, ob wir für unsere Rech-
te auf die Straße gehen oder strei-
ken. Das ist ganz allein unsere Ent-
scheidung, die wir demokratisch in 
den entsprechenden Gewerkschaf-
ten und Organisationen fällen müs-
sen. Deshalb müssen politische und 
gewerkschaftliche Versammlungen 
von allen staatlichen Verboten aus-
genommen und die Entscheidung 
über die Durchführung in die Hände 
der Arbeiter*innen- und sozialen Be-
wegungen gelegt werden.

Für ein bedarfsgerechtes, öffentli-
ches Gesundheitswesen
Die Corona-Krise zeigt, dass das Ge-
sundheitswesen nicht an den Be-
dürfnissen der Menschen ausgerich-
tet ist. Es muss sofort vom Kopf auf 
die Füße gestellt werden. Das muss 
unter anderem beinhalten,

	◾ dass privatisierte Krankenhäu-
ser wieder in öffentliches Ei-
gentum überführt werden und 
demokratisch kontrolliert und 
verwaltet werden

	◾ dass die Fallkostenpauschalen 
abgeschafft werden und alle an-
fallenden Kosten durch die Kas-
sen übernommen werden

	◾ dass die Löhne in den Pflegebe-
rufen dauerhaft um mindestens 
500 Euro erhöht werden

	◾ dass eine gesetzliche Personal-
bemessung nach realem Bedarf 
eingeführt wird und es ein mas-
sives Investitionsprogramm im 
Gesundheitswesen gibt

Für sozialistische Demokratie
Die Corona-Krise ist auch eine Sys-
tem-Krise. Nicht nur, weil sie die – 
ohnehin kriselnde – Weltwirtschaft 
gerade in den Abgrund reißt, sondern 
schon weil die Verbreitung solcher 
Pandemien ihre tiefere Ursache in der 
Profitmaximierung des Kapitalismus 
hat. Der Kapitalismus hat enorme Zer-
störungskräfte entwickelt und setzt 
diese frei, ob hinsichtlich von Krie-
gen, des Klimawandels oder gesund-
heitsgefährdender Ereignisse, wie der 
Corona-Pandemie. Solange private 
Konzerne das Sagen haben, wird sich 
das nicht ändern. Nur wenn der kapi-
talistische Konkurrenzkampf durch 
demokratische Planung und Koopera-
tion ersetzt wird, nur wenn statt eini-
ger weniger Privateigentümer*innen 
und Großaktionär*innen, die arbei-
tende Bevölkerung selbst über Pro-
duktion, Forschung etc. entscheiden 
kann, werden diese Gefahren für die 
Menschen eliminiert werden kön-
nen. Deshalb muss der Kampf gegen 
die Corona-Krise mit dem Kampf ge-
gen den Kapitalismus und für eine 
sozialistische Demokratie verbunden 
werden.

Organisier dich!Organisier dich!
Kapitalismus bedeutet Krise, Krie-
ge, Sozialabbau, Umweltzerstörung 
und Diskriminierung. Dagegen 
muss massenhafter Widerstand 
organisiert werden. Dafür sind wir 
aktiv und bauen eine internationa-
le, sozialistische Organisation auf. 
Dafür kämpfen unsere Mitglieder 
in der Partei DIE LINKE, den Ge-
werkschaften und sozialen Bewe-
gungen. Wir treten für eine kämp-
ferische und sozialistische LINKE 
und für kämpferische und demo-
kratische Gewerkschaften ein.
Der Kapitalismus ist eine Klas-
sengesellschaft. Die Interessen 
der arbeitenden Klasse und der 
Kapitalistenklasse sind unverein-
bar. Deshalb kann dieses System 
nicht zu einer sozial gerechten 
Gesellschaft reformiert werden, 
die Macht- und Eigentumsver-
hältnisse müssen grundlegend 
verändert werden. Deshalb gilt es, 
den Kampf für Verbesserungen 
mit dem Kampf für eine sozialis-
tische Gesellschaft zu verbinden. 
Sozialismus bedeutet, dass Ban-
ken und Konzerne in Gemeinei-
gentum sind und die Gesellschaft 
demokratisch durch die arbeiten-
de Bevölkerung kontrolliert und 
verwaltet wird. Das hat nichts mit 
den stalinistischen Diktaturen zu 
tun, die in der DDR oder der Sow-
jetunion existierten. Wir sind Teil 
der weltweiten sozialistischen Or-
ganisation Komitee für eine Arbei-
ter*inneninternationale. Ziel ist 
der weltweite Aufbau sozialisti-
scher Massenorganisationen, die 
der Arbeiter*innenklasse helfen 
können, den Kapitalismus durch 
Massenbewegungen zu stürzen 
und durch eine sozialistische De-
mokratie zu ersetzen.
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Linkes Buch zur KriseLinkes Buch zur Krise
Pandemische Zeiten. Corona, Kapi-
talismus, Krise und was wir da-
gegen tun können.
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Arbeiter*innenrechte schützen – 
Mehr Personal in Krankenhäusern! 
Keine der notwendigen Maßnahmen 
darf auf Kosten der lohnabhängigen 
Bevölkerung umgesetzt werden. Alle 
Beschäftigten, die freigestellt werden 
oder zur Kinderbetreuung zu Hause 
bleiben müssen, müssen ihren vollen 
Lohn gezahlt bekommen. Beschäftig-
te, die in der jetzigen Situation weiter 
arbeiten müssen und sich so einem 
erhöhten Risiko aussetzen, sollen 
Zuschläge von mindestens fünfzig 
Prozent erhalten. Beschäftigte im 
Gesundheitswesen sollten einen Zu-
schlag von hundert Prozent erhalten. 
Auf dieser Basis sollten ehemalige 
Krankenpfleger*innen und Ärzt*in-

nen mobilisiert werden, um dem Per-
sonalmangel in den Krankenhäusern 
unmittelbar entgegenzuwirken. Alle 
nicht medizinisch absolut notwendi-
gen Tätigkeiten müssen in den Kran-
kenhäusern verschoben werden – die 
Entscheidung darüber muss von Ko-
mitees der Ärzt*innen und Pflege-
kräfte getroffen werden, nicht von 
den Chefärzt*innen und Klinikleitun-
gen. Die Aufhebung der Personalun-
tergrenzen  durch Krankheitsminis-
ter Spahn muss rückgängig gemacht 
werden. Ebenso müssen die Hygiene- 
und Schutzvorkehrungen in Super-
märkten und anderen Arbeitsstätten 
unter Kontrolle von Belegschaften 
und Gewerkschaften festgelegt und 
kontrolliert werden. Gerade in Super-
märkten ist mehr Personal nötig, um 
zum Beispiel die nötige Desinfizie-
rung von Einkaufswagen etc. vorzu-
nehmen.

Nein zum 12-Stunden-Tag!
Die Regierung hat nun die Arbeits-
zeitgesetzgebung geändert und er-
möglicht den 12-Stunden-Tag und 
kürzere Ruhezeiten für bestimmte 
Branchen. Das ist ein Eingeständnis 
ihrer Unfähigkeit, ausreichend Per-
sonal zur Verfügung zu stellen – was 
möglich wäre, wenn die Löhne deut-
lich erhöht würden. Zusammen mit 
dem Mangel an Schutzkleidung, der 
Lockerung der Quarantäne-Regelung 
und zu wenig Testung bedeutet dies 
eine enorme Gesundheitsgefährdung 
des Personals, was nicht akzeptiert 
werden darf. Wir lehnen diese Ver-
schlechterung für die abhängig Be-
schäftigten ab. Es mag sein, dass 

im Katastrophenfall in bestimmten 
Berufszweigen andere Regeln gelten 
müssen. Aber das muss konkret von 
Fall zu Fall entschieden werden. Ers-
tens müssen aber alle Maßnahmen 
ergriffen werden, um das zu verhin-
dern und zweitens darf die Entschei-
dung darüber nicht bei den Regieren-
den und Kapitalisten liegen, sondern 
bei den Beschäftigten und ihren Ge-
werkschaften. 
Die Angriffe auf die Rechte der Lohn-
abhängigen müssen zurückgeschla-
gen werden. Dazu ist es nötig, dass 
vor allem die Gewerkschaften eine 
Kampagne beginnen und zum Mittel 
des Streiks greifen. 

Kontaktverbote und Ausgangs-
sperren
Bundesregierung und die Minister-
präsident*innen der Länder haben 
am 22. März ein Maßnahmenpaket 

zur Eindämmung der Corona-Infek-
tionswelle beschlossen. Die weitest-
gehende Maßnahme ist das Verbot 
von Menschenansammlungen, die 
größer als zwei Personen sind.
Aber die Menschen fragen sich zu-
recht, wieso viele weiterhin jeden 
Tag in überfüllten öffentlichen Ver-
kehrsmitteln zur Arbeit fahren und 
dort mit oftmals dutzenden oder 
hunderten Kolleg*innen zusammen 
treffen sollen, um Dinge herzustel-
len, die zur Aufrechterhaltung der 
lebensnotwendigen Versorgung in 
dieser Krise nicht nötig sind. Waf-
fen zum Beispiel oder Kühlschrän-
ke, Kleidung, Werbung und Möbel. 
Die #stayathome-Kampagne lenkt 
auch davon ab, dass weitergehen-
de, notwendige Maßnahmen nicht 
ergriffen werden, weil die Profitin-
teressen der Unternehmen auch in 
Zeiten der Pandemie im Zweifelsfall 
vorgehen. Sie individualisiert die 
Verantwortung für die Ausbreitung 
des Virus, wo es eigentlich ange-
messen wäre, die politische Ver-
antwortung der Regierenden in den 
Fokus zu rücken. 
Wir fordern, die sofortige Schlie-
ßung aller Betriebe, so lange Ab-
standsregeln eingehalten werden 
müssen - mit Ausnahme derjenigen, 
die für die lebensnotwendigen Ver-
sorgungsabläufe gebraucht werden. 
Um dies und auch die Wiederaufnah-
me der Arbeit zu entscheiden, sollen 
demokratische Gremien bestehend 
aus gewählten Vertreter*innen von 
Belegschaften, Gewerkschaften, 
Verbraucherschutzorganisationen, 
Ärzt*innenschaft und von Regie-
rungen auf allen Ebenen eingerich-
tet werden, in denen die Vertre-
ter*innen der Arbeiter*innenklasse 
die Mehrheit stellen. 

Produktionsplan nötig 
Ein Notfallplan zur Herstellung von 
Medikamenten, Schutzkleidung, 
medizinischen Geräten und für den 
Ausbau von Krankenhauskapazi-
täten  ist nötig. Die Umstellung von 
Produktion auf sinnvolle und not-
wendige Produkte ist möglich, wie 
sich gerade an der – viel zu späten 
– Umstellung der Produktion beim 

Sportartikelhersteller Trigema auf 
Mundschutze und bei Volkswagen 
auf Medizingeräte zeigt. Betriebsräte 
der „Alternative“-Gruppe bei Daimler 
haben weitere Vorschläge gemacht, 
was in ihrem Werk in Berlin-Ma-
rienfelde für den Kampf gegen das 
Virus produziert werden könnte. Es 
ist nötig, dass die Produktion sofort 
überall unter die Kontrolle der Be-
schäftigten und ihrer Gewerkschaf-
ten gestellt wird, um eine solche 
Umstellung zu erreichen. Weigern 
sich Unternehmen, gehören sie in 
die öffentliche Hand überführt. Zu-
sätzlich sollten Atemschutzmasken, 
Schutzkleidung und Beatmungsge-
räte in solchen Betrieben konfisziert 
und an die Krankenhäuser verteilt 
werden, deren Produktion einge-
stellt werden kann.

Preiskontrollen!
Geldgierige Hersteller und Händ-
ler treiben weiterhin die Preise für 
Medikamente, Desinfektionsmittel 
und Schutzkleidung in die Höhe. 
Diese müssen unmittelbar in die 
öffentliche Hand unter demokrati-
scher Kontrolle und Verwaltung der 
arbeitenden Bevölkerung überge-
hen.  Preise müssen demokratisch 
kontrolliert und Obergrenzen fest-
gelegt werden.

Millionen retten, nicht Milliardäre
Die Bundesregierung hat ein mil-
liardenschweres Rettungspaket be-
schlossen, um einen völligen Ab-
sturz der Wirtschaft zu verhindern. 
Das Problem ist, dass Geld sowohl 
an diejenigen fließen soll, die davon 
eh schon zu viel haben und in den 
letzten Jahren Rekordprofite ge-
macht haben – die großen Banken 
und Konzerne -, als auch an kleine 
Gewerbetreibende, deren Existenz 
nun bedroht ist. Erstere sollten je-
doch für die Kosten der Krise zah-
len, letzteren muss schnell geholfen 
werden. 
Betriebe, die Entlassungen vorneh-
men, sollten in öffentliches Eigen-
tum überführt und die Privatver-
mögen der Eigentümer*innen und 
Anteilseigner*innen konfisziert 
werden. DIE LINKE fordert zurecht 

einen Pandemie-Zuschlag auf So-
zialleistungen. Aber jetzt ist die Zeit 
gekommen, dass ganze Hartz IV-Sys-
tem über Bord zu werfen und eine 
soziale Mindestsicherung von 750 
Euro plus Warmmiete einzuführen. 
Nicht zuletzt muss jetzt auch den 
Mieter*innen geholfen werden. Das 
zeitlich begrenzte Kündigungsver-
bot der Regierung greift zu kurz. Nö-
tig sind unter anderem ein Stopp von 
Mieterhöhungen, Wohnungskündi-
gungen, Zwangsräumungen sowie 
von Strom- und Gassperren; staat-
liche Übernahme der Mietzahlung 
im Fall von krisenbedingten Ein-
kommensverlusten der Mieter*in-
nen und nur im Falle erwiesener 
Bedürftigkeit der Vermieter*innen; 
die Beschlagnahmung leerstehen-
der Wohnungen, Büros und Hotels 
zur Unterbringung von Wohnungs-
losen und von Menschen in beeng-
ten Wohnungen und Sammel- & 
Geflüchtetenunterkünften; ein Er-
lass von Mietschulden und Aus-
setzung von Hypothekenzahlungen 
auf selbstgenutztes Wohneigentum 
für Menschen mit Einkommensaus-
fällen, sowie die Einführung einer 
reglementierten und kontrollierten 
Kostenmiete und die Enteignung 
großer Wohnungskonzerne wie VO-
NOVIA zur schnellen Mietsenkung. 

Demokratische Rechte verteidigen
Die Große Koalition wird diese Forde-
rungen nicht ohne massiven Druck 
aus der Arbeiter*innenklasse umset-
zen. Dazu ist es nötig, dass vor allem 
die Gewerkschaften eine Kampa-
gne beginnen und zum Mittel des 
Streiks greifen, wie es zum Beispiel 
Beschäftigte in Italien, Spanien und 
Österreich getan haben.

In der Bevölkerung gibt es eine große 
Bereitschaft, die beschlossenen Re-
geln zum „social distancing“ zu befol-
gen. Keine Frage: Die Angst geht um. 
Angst sollte es aber auch machen, 
dass mit einem Federstrich demo-
kratische und soziale Rechte ausge-
hebelt werden. Da werden mal eben 
die Ladenöffnungszeiten verlängert, 
erst in Bayern und dann bundes-
weit das Arbeitszeitgesetz ausgesetzt 
und die Personaluntergrenzen in den 
Krankenhäusern aufgehoben. Die-
se Entscheidungen werden von ge-
nau den Politiker*innen gefällt, die 
dafür verantwortlich sind, dass das 
Gesundheitswesen über Jahre nicht 
nach Bedarf, sondern nach Gewinn-
maximierung ausgerichtet wurde 
und die viel zu spät auf die sich an-
bahnende Corona-Pandemie reagiert 
haben. So sehr Merkel, Spahn und Co. 
jetzt auch den Eindruck erwecken, 
entschlossen und gleichzeitig be-
sonnen zu handeln – es gibt keinen 
Grund dieser Regierung im Kampf 
gegen die Pandemie zu vertrauen. 
Nötig ist eine radikale Demokratisie-
rung des Kampfes gegen das Virus 
– indem die Beschäftigten und ihre 
Gewerkschaften, Ärzt*innenverbän-
de und Wissenschaftler*innen alle 
Maßnahmen kontrollieren und Veto 
einlegen können bzw. selbst darüber 
entscheiden, welche Betriebe weiter 
laufen und wo die Produktion auf Be-
atmungsgeräte, Schutzkleidung und 
andere nötigen Güter umgestellt wer-
den soll.
Die Herrschenden nutzen die Coro-
na-Pandemie dafür, demokratische 
Rechte weiter einzuschränken und 
Massenproteste zu verhindern. Kei-
ne Frage: Massenversammlungen 
bergen Gefahren, aber  es dürfen 


